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für das weitere Zusammenwach-
sen Europas. Bundeskanzlerin
Angela Merkel beschrieb das wie-
derholt mit den eindringlichen
Worten: „Scheitert der Euro, dann
scheitert Europa.“ Diese Beurtei-
lung teile ich. 
Aber abgesehen von seinem poli-
tischen Gewicht, hat die Wäh-

rungsunion auch große ökonomische Be-
deutung. Der Euro, neben dem US-Dollar
die wichtigste Währung der Welt, hat ge-
rade für Deutschland enorme ökonomische
Vorteile gebracht. Heute werden sie als
selbstverständlich erachtet, weshalb es not-
wendig erscheint, sie gelegentlich in Erin-
nerung zu rufen:
– Durch den Wegfall des Geldumtauschs

wurden das Zahlen und Reisen im ge-
samten Euroraum vereinfacht. Es ist von
großem Wert, dass keine Wechselgebüh-
ren mehr anfallen und Preistransparenz
geschaffen wurde. 

– Mit der Einführung des Euro wurden die
wirtschaftlichen Beziehungen im euro-
päischen Binnenmarkt zusätzlich ge-
stärkt. Davon profitiert insbesondere die
deutsche Wirtschaft: Sie exportierte im
Jahr 2009 insgesamt Waren und Güter im
Wert von 804 Milliarden Euro, davon al-
lein für 348 Milliarden Euro (43 Prozent)
in die Länder der Eurozone.

– Die Inflation war vor Einführung des
Euro im Durchschnitt höher als heute.

– Der Euro hat Deutschland in der jüngsten
Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise zur
Stabilität verholfen. Ohne ihn hätte es
eine deutliche Aufwertung unserer na-
tionalen Währung gegeben, mit negati-
ven Effekten für die Exportwirtschaft.
Der Euro hat dazu beigetragen, dass die

❖ Die Debatten über die Zukunft
der europäischen Währungs-
union gewannen in den letzten
Monaten an Schärfe. Ausgelöst
durch die Finanzierungsschwie-
rigkeiten Griechenlands im Mai
2010 und verschärft durch die
Inanspruchnahme des EU-Ret-
tungsfonds durch Irland im No-
vember 2010, hat die europäische Gemein-
schaftswährung an Vertrauen eingebüßt.
Dieser Vertrauensverlust gegenüber dem
Euro ist nicht zuletzt ablesbar an er-
heblichenWechselkursschwankungen. Der
Euro verlor in den letzten Wochen im
Vergleich zu anderen Weltwährungen an
Wert. Gleichzeitig stiegen die Risikoauf-
schläge für Staatsanleihen südlicher Euro-
Länder. Aber wichtig für die Gesamtbi-
lanz ist: Bei Einführung des Euro war das
Verhältnis zum US-Dollar 1:1,18, heute ist
es 1:1,32  – ein deutlicher Anstieg. Diese
Werte zeigen, dass die Debatte nicht nur
aus der Tagesperspektive geführt werden
darf.
Einige Wirtschaftswissenschaftler speku-
lieren bereits über das Auseinanderbre-
chen der Währungsunion oder fordern den
Austritt einzelner Staaten. Sie erweisen
dem „Friedensprojekt Europa“ damit einen
Bärendienst, weil ökonomische Szenarien
losgelöst von politischen Folgewirkungen
entwickelt werden. Jenseits aller ökonomi-
schen Gesetzmäßigkeiten im Währungs-
raum, die in der Vergangenheit offenkun-
dig nicht hinreichend berücksichtigt wur-
den, muss der Euro immer auch als politi-
sches Projekt begriffen werden. Das Signal,
das von einem Auseinanderbrechen der
Währungsunion ausginge, hätte über den
Binnenmarkt hinaus verheerende Folgen
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deutsche Wirtschaft besser als viele an-
dere Volkswirtschaften durch die Krise
gekommen ist.

Es gibt also viele Gründe, die für die euro-
päische Gemeinschaftswährung sprechen.
Daher liegt es im deutschen Interesse, diese
Errungenschaften zu bewahren. Sie sichern
Arbeitsplätze und Wohlstand. Wer die
Währungsvorteile genießt, muss sich seiner
Verpflichtung gegenüber dieser Währung
bewusst sein. Deutschland hat wie kein an-
deres Land vom Euro profitiert, deshalb
kommt es auch in schwierigen Zeiten seiner
solidarischen Verantwortung nach. 
Dieser Fall trat im Frühjahr 2010 ein, als ei-
nige Länder der Eurozone – insbesondere
Griechenland – in eine Notsituation gerie-
ten. Es wurden Garantieleistungen be-
schlossen, die zu einem erheblichen Teil
von der Bundesrepublik Deutschland ge-
tragen werden. Darüber hinaus hat
Deutschland gemeinsam mit den 26 weite-
ren Mitgliedstaaten der Europäischen
Union und dem Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF) einen befristeten Schutz-
schirm in Höhe von 750 Milliarden Euro
aufgespannt, um die Finanzmärkte zu be-
ruhigen, den Euro langfristig zu stabilisie-
ren und hilfsbedürftige Staaten der Euro-
zone zukünftig vor Zahlungsunfähigkeit
zu bewahren. Als Gegenleistung für poten-
zielle Hilfszahlungen müssen überschul-
dete Länder strenge Sparmaßnahmen und
Reformauflagen umsetzen. Der Rettungs-
schirm hat kurzfristig verhindert, dass eine
wirtschaftliche Kettenreaktion, ausgelöst
durch die Zahlungsprobleme Griechen-
lands, Europa in tiefe Turbulenzen stürzt.
Es ist wichtig, darauf hinzuweisen, dass
den EU-Mitgliedstaaten – so auch Deutsch-
land – Kosten bisher nicht entstanden sind.
Sie würden nur eintreten, wenn die Länder,
die den Rettungsschirm in Anspruch neh-
men, die Anleihen nicht zurückzahlen.
Durch den finanziellen Beistand konnte die
Lage in Griechenland ebenso stabilisiert
werden wie in Irland. Zwar machen beide
Staaten nur fünf Prozent der Wirtschafts-
leistung der Eurozone aus, aber es wäre
leichtsinnig, Gefahren, die aus den Ret-
tungsaktionen für den Euro erwuchsen,

auszublenden. Dennoch spricht aus heuti-
ger Sicht wenig dafür, dass der Euro im
Kern gefährdet ist. Zum einen, weil alle Eu-
ropäer aus der Haushaltsmisere gelernt ha-
ben (zumindest deuten Sparpakete und
Strukturreformen in diese Richtung), zum
anderen, weil Irland nicht mit Griechen-
land vergleichbar ist. Während die Schwie-
rigkeiten in Irland auf die dortige Immobi-
lien- und die daraus folgende Bankenkrise
zurückzuführen sind, hat die griechische
Misere mit dem Verlust der eigenen Wett-
bewerbsfähigkeit zu tun. 
Die intensive Auseinandersetzung mit den
Problemen im Euroraum zeigt, dass Euro-
pas Staats- und Regierungschefs willens
sind, die eigenen Nationalstaaten wieder
„fit“ zu machen und die Gesamtarchitektur
der Eurozone zu stärken. Um das Ver-
trauen der Märkte und Bürger zurückzuge-
winnen, müssen Solidarität und Solidität
wieder zusammengebracht werden. Der
Kleinmut der Kritiker oder die nostalgi-
schen Verklärungen der D-Mark helfen
hier nicht weiter. Das Vermächtnis von
Konrad Adenauer und Helmut Kohl lehrt
uns, dass Europas Probleme stets mit Mut
und Weitsicht gelöst wurden. Vergleicht
man die historischen Schwierigkeiten, die
auf dem einst zerrissenen Kontinent über-
wunden wurden, mit den heutigen Proble-
men, nimmt sich die Stabilisierung der
Währungsunion als vergleichsweise kleine
Herausforderung aus. Die Aufgabe unserer
gemeinsamen Währung wäre insofern eine
sehr kurzsichtige Entscheidung.
Ohne Zweifel sind die im Mai 2010 aufge-
legten Rettungsmaßnahmen und auch das
Handeln der Europäischen Zentralbank
einmalig in der Geschichte der Union. Sie
sind nicht ohne Risiko, aber die Botschaft,
die von den Maßnahmen ausgehen sollte,
war und ist deutlich: Die EU und ihre Re-
gierungen unternehmen alles, um die Euro-
päische Union und den Euro zu schützen.
Natürlich war klar, dass damit die ökono-
mischen Probleme einzelner Länder und
der Währungsunion insgesamt noch nicht
gelöst waren. Aber die Maßnahmen ver-
schafften Zeit, um erstens die „Schulden-
berge“ in Europa in den Griff zu bekommen
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und um zweitens die Regeln der EU ver-
bindlicher zu gestalten. 
In den letzten Monaten sind zwei Entwick-
lungen, einerseits auf nationaler Ebene, an-
dererseits auf europäischer Ebene, zu beob-
achten. Auf nationaler Ebene haben tat-
sächlich viele europäische Regierungen in
der jüngsten Zeit Einschnitte vorgenom-
men und Steuern erhöht, um Defizite abzu-
bauen und zu einer solideren Haushaltspo-
litik zurückzukehren. Vielerorts ist Auste-
rität das Wort der Stunde, das mit Enthalt-
samkeit übersetzt werden kann und die
Drosselung der Staatsausgaben bedeutet.
Diese Bemühungen sind in den einzelnen
Ländern mit politischen Risiken verbunden
und rufen Widerstände hervor. Gerade
deshalb bedürfen sie europäischer Unter-
stützung, etwa durch eine stärkere Koordi-
nierung der Wirtschafts- und Finanzpoliti-
ken. Dagegen ist die Ausgabe einer europä-
ischen Gemeinschaftsanleihe (Euro-Bonds)
zur Finanzierung der nationalen Schulden
der Euro-Staaten aktuell abzulehnen. Sie
würde unter jetzigen Bedingungen den An-
reiz zu solider Finanzpolitik in den Mit-
gliedstaaten schwächen und den Weg hin
zu einer Transferunion ebnen. Daher war es
richtig, dass die Staats- und Regierungs-
chefs auf dem EU-Gipfeltreffen im Dezem-
ber 2010 andere Schwerpunkte setzten. 
Auf europäischer Ebene haben sie bei dem-
selben Treffen eine Vertragsänderung an-
gestoßen, um ab Mitte 2013 unter Beteili-
gung privater Investoren einen dauerhaf-
ten Rettungsmechanismus für den Euro zu
schaffen. Damit wurde ein Vorschlag des
Präsidenten des Europäischen Rates, Her-
man Van Rompuy, aufgegriffen. Gleichzei-
tig wurde auch der Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt verschärft. Europa braucht eine
neue Stabilitätskultur, um Währungssi-
cherheit zu gewinnen. Deshalb ist es rich-
tig, dass man sich auf eine stärkere Über-
wachung der nationalen Budgets verstän-
digt hat. Die Mitgliedsländer müssen ihre
Haushaltspläne künftig schon vor der Ver-
abschiedung durch die nationalen Parla-
mente in Brüssel vorlegen. Auch die Staats-
schulden werden jetzt genauer berücksich-
tigt. Künftig soll nicht nur die Neuver-
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schuldungsgrenze (maximal drei Prozent
des Bruttoinlandsprodukts), sondern auch
die Gesamtverschuldung (maximal sechzig
Prozent des Bruttoinlandsprodukts) strikt
eingehalten werden. Länder, die zu wenig
unternehmen, um ihre Schulden zu verrin-
gern, können nun auch schneller bestraft
werden. 
Die Anstrengungen auf nationaler und eu-
ropäischer Ebene zeigen, dass die Europäer
entschlossen sind, die Probleme der Wäh-
rungsunion zu lösen und die europäische
Einigung durch eine stärker koordinierte
Wirtschafts-, Finanz- und Haushaltspolitik
voranzutreiben. So werden aus Herausfor-
derungen Chancen. 
Vergleicht man die Eurozone mit ande-
ren Weltregionen, etwa den Vereinigten
Staaten von Amerika, die in dieser Ausgabe
von Norbert Walter analysiert werden,
können die Staaten des europäischen Wäh-
rungsverbundes immerhin erste Erfolge
bei der Rückführung angehäufter Staats-
schulden nachweisen. Außerdem befindet
sich die europäische Wirtschaft in einem
weit besseren Zustand. In der Gesamtschau
besteht demnach kein Zweifel, dass der
Euro eine der stabilsten und attraktivsten
Währungen der Welt bleiben wird. 
Überzeugte Europäer haben nicht für den
Kontinent gestritten, damit diese Errun-
genschaft leichtfertig aufgegeben wird.
Überzeugte Europäer arbeiten dafür, dass
eine Währungs- und Wirtschaftsunion
durch eine stärkere politische Union flan-
kiert wird. Auf dem Hintergrund der Er-
fahrungen von Krieg und Diktatur kämp-
fen überzeugte Europäer im Sinne Konrad
Adenauers und Helmut Kohls für eine gute
Zukunft des größten Friedensprojekts der
europäischen Geschichte. ❖

Hans-Gert Pöttering MdEP
Vorsitzender der 

Konrad-Adenauer-Stiftung
und Präsident 

des Europäischen Parlaments a. D.
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